Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl
Landkreis Emmendingen

Neufassung Satzung liber die Benutzung von
Obdachlosen- und Fliichtlingsunterkiinften

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO) sowie §§ 2 und 13 des
Kommunalabgabengesetzes fiir Baden-Wirttemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Sas-
bach am Kaiserstuh! am 09.11.2016 folgende Satzung beschlossen:
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Satzung iiber die Benutzung von Obdachlosen- und Fliichtlingsunterkiinfte (Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl)

I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosen- und Fliichtlingsunter-
kiinfte

§ 1 Rechtsform/Anwendungsbereich

(1) Die Gemeinde betreibt die Obdachlosen- und Fluchtlingsunterkinfte als eine gemeinsa-
me 6ffentliche Einrichtung in Form einer unselbsténdigen Anstalt des &ffentlichen Rechts.

(2) Obdachlosenunterkiinfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von der Gemeinde
bestimmten Gebaude, Wohnungen und Raume.

(3) Fluchtlingsunterkinfte sind die zur Unterbringung von Personen nach den §§ 17 und

18 des Gesetzes liber die Aufnahme und Unterbringung von Flichtlingen (Flichtlingsauf-
nahmegesetz - FIUAG-, vom 19.12.2013, GBI. 2013, S. 493) von der Gemeinde bestimmten
Gebéaude, Wohnungen und Raume.

(4) Die Unterkinfte dienen der Aufnahme und i. d. R. der vorliibergehenden Unterbringung
von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer auRergewdhnlichen Wohnungsnotlage
befinden und die erkennbar nicht fahig sind, sich selbst eine geordnete Unterkunft zu be-
schaffen oder eine Wohnung zu erhalten.

Il. Gemeinsame Bestimmungen fiir die Benutzung der Obdachlosen- und
Fliichtlingsunterkiinfte

§ 2 Benutzungsverhaltnis

Das Benutzungsverhaltnis ist éffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Rechtsanspruch auf die
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Raumen bestimmter
Art und GréR3e besteht nicht.

§ 3 Beginn und Ende der Nutzung

(1) Das Benutzungsverhaltnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Benutzer die Unterkunft
bezieht.

(2) Die Beendigung des Benutzungsverhéltnisses erfolgt durch schriftiiche Verfugung der
Gemeinde. Soweit die Benutzung der Unterkunft (ber den in der Verfligung angegebenen
Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhéltnis mit der Raumung der
Wohnung.

§ 4 Benutzung der iiberlassenen Raume und Hausrecht

(1) Die als Unterkunft iberlassenen Raume drfen nur von den eingewiesenen Personen
und nur zu Wohnzwecken benutzt werden.

(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet,

- die ihm zugewiesenen Rdume samt dem Uberlassenen Zubehér'pﬂeglich zu behan-
deln,

- im Rahmen der durch ihre bestimmungsgemaéRe Verwendung bedingten Abnutzung
instand zu halten und

- nach Beendigung des Benutzungsverhéitnisses in dem Zustand herauszugeben, in
dem sie bei Beginn ibernommen worden sind.
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Zu diesem Zweck ist ein Ubernahmeprotokoll aufzunehmen und vom Eingewiesenen zu un-
terschreiben.

(3) Veranderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem Gberlassenen Zubehér dirfen
nur mit ausdricklicher Zustimmung der Gemeinde vorgenommen werden. Der Benutzer ist
im Ubrigen verpflichtet, die Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl unverziiglich von Schaden
am AuReren oder Inneren der R&ume in der zugewiesenen Unterkunft zu unterrichten.

(4) Der Benutzer bedarf ferner der schriftlichen Zustimmung der Gemeinde, wenn er

1. in die Unterkunft entgeltlich oder unentgeltlich einen Dritten aufnehmen will, es sei denn,
es handelt sich um eine unentgeltliche Aufnahme von angemessener Dauer (Besuch);

2. die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken benutzen will;

3. ein Schild (ausgenommen Ubliche Namensschilder), eine Aufschrift oder einen Gegen-
stand in gemeinschaftlichen Rdumen, in oder an der Unterkunft oder auf dem Grundstiick
der Unterkunft anbringen oder aufstellen will;

4. ein Tier in der Unterkunft halten will;

5. in der Unterkunft oder auf dem Grundstiick auerhalb vorgesehener Park-, Einstell- oder
Abstellplétze ein Kraftfahrzeug abstellen will;

6. Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veranderungen in der Unter-
kunft vornehmen will.

(5) Die Zustimmung wird grundséatzlich nur dann erteilt, wenn der Benutzer eine Erklarung
abgibt, dass er die Haftung fir alle Schaden, die durch die besonderen Benutzungen nach
Abs. 3 und 4 verursacht werden kénnen, ohne Ricksicht auf eigenes Verschulden, Uber-

nimmt und die Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl insofern von Schadensersatzanspriichen
Dritter freisteillt.

(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen versehen erteilt werden. Insbesondere
sind die Zweckbestimmung der Unterkunft, die Interessen der Haus- und Wohngemeinschaft
sowie die Grundsétze einer ordnungsgeméaRen Bewirtschaftung zu beachten.

(7) Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn Auflagen oder sonstige Nebenbestim-
mungen nicht eingehalten, Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die Unterkunft bzw.
das Grundstick beeintrachtigt werden.

(8) Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Gemeinde vorgenommenen baulichen oder
sonstigen Verénderungen kann die Gemeinde diese auf Kosten des Benutzers beseitigen
und den friheren Zustand wieder herstelien lassen (Ersatzvornahme).

(9) Die Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl kann dartiber hinaus die erforderlichen MaRRnah-
men ergreifen, um den Benutzungszweck zu erreichen.

(10) Die Beauftragten der Gemeinde sind berechtigt, die Unterkiinfte in angemessenen Ab-
stdnden und nach rechtzeitiger Ankiindigung werktags in der Zeit von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr
zu betreten. Sie haben sich dabei gegentiber dem Benutzer auf dessen Verlangen auszu-
weisen. Bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft ohne Ankiindigung jederzeit betreten
werden. Zu diesem Zweck wird die Gemeinde einen Wohnungsschliissel zuriickbehalten.

§ 5 Instandhaltung der Unterklinfte

(1) Der Benutzer verpflichtet sich, fur eine ordnungsgeméRe Reinigung, ausreichende Liif-
tung und Heizung der Gberlassenen Unterkunft zu sorgen.

(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine Vorkehrung zum Schut-
ze dieser oder des Grundstiicks gegen eine nicht vorhersehbare Gefahr erforderlich, so hat
der Benutzer dies der Gemeinde unverziglich mitzuteilen.
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(3) Der Benutzer haftet fur Schaden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden
Sorgfaits- und Anzeigepflicht entstehen, besonders wenn technische Anlagen und andere
Einrichtungen unsachgeman behandelt, die Giberlassene Unterkunft nur unzureichend gelif-
tet, geheizt oder gegen Frost geschiitzt wird. Insoweit haftet der Benutzer auch fir das Ver-
schulden von Haushaltsangehorigen und Dritten, die sich mit seinem Willen in der Unterkunft
aufhalten. Schaden und Verunreinigungen, fir die der Benutzer haftet, kann die Gemeinde
auf Kosten des Benutzers beseitigen lassen.

(4) Die Gemeinde wird die in § 1 genannten Unterkiinfte und Hausgrundstiicke in einem ord-
nungsgemaRen Zustand erhalten. Der Benutzer ist nicht berechtigt, auftretende Mangel auf
Kosten der Gemeinde zu beseitigen.

§ 6 Raum- und Streupflicht

Dem Benutzer obliegt die R4um- und Streupflicht nach der értlichen Satzung Gber die Ver-

pflichtung der Strallenanlieger zum Reinigen, Schneerdumen und Bestreuen der Gehwege
(Streupflichtsatzung).

§ 7 Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen Ricksichtnah-
me verpflichtet.

(2) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der einzelnen Unterkunft kann die Verwaltung be-
sondere Hausordnungen, in denen insbesondere die Reinigung der Gemeinschaftsanlagen
und -rdume bestimmt werden, erlassen.

§ 8 Riickgabe der Unterkunft

(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhaltnisses hat der Benutzer die Unterkunft vollsténdig
gerdumt und sauber zuriickzugeben. Alle Schitssel, auch die vom Benutzer selbst nachge-
machten, sind der Gemeinde bzw. ihren Beauftragten zu Gibergeben. Der Benutzer haftet fur
alle Schéaden, die der Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl oder einem Benutzungsnachfolger
aus der Nichtbefolgung dieser Pflicht entstehen.

(2) Einrichtungen, mit denen der Benutzer die Unterkunft versehen hat, darf er wegnehmen,
muss dann aber den urspriinglichen Zustand wieder herstellen. Die Gemeinde kann die
Auslibung des Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschédigung ab-
wenden, es sei denn, dass der Benutzer ein berechtigtes interesse an der Wegnahme hat.

§ 9 Haftung und Haftungsausschluss

(1) Die Benutzer haften vorbehaltlich spezieller Regelungen in dieser Satzung fiir die von
ihnen verursachten Schéaden.

(2) Die Haftung der Gemeinde, ihrer Organe und ihrer Bediensteten gegeniiber den Benut-
zern und Besuchern wird auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrénkt. Fir Schaden, die
sich die Benutzer einer Unterkunft bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufiigen, Gber-
nimmt die Gemeinde keine Haftung.

§ 10 Personenmehrheit als Benutzer

(1) Erklarungen, deren Wirkungen eine Personenmehrheit berithren, miissen von oder ge-
genlber allen Benutzern abgegeben werden.
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(2) Jeder Benutzer muss Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten eines Haushalts-
angehérigen oder eines Dritten, der sich mit seinem Willen in der Unterkunft aufhélt, die das
Benutzungsverhaltnis bertihren oder einen Ersatzanspruch begriinden, fur und gegen sich
gelten lassen.

§ 11 Verwaltungszwang

R&aumt ein Benutzer seine Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine bestandskraftige oder
vorlaufig vollstreckbare Umsetzungsverfigung vorliegt, so kann die Umsetzung durch unmit-
telbaren Zwang nach MaRRgabe des § 27 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes vollizo-
gen werden. Dasselbe gilt fur die Radumung der Unterkunft nach Beendigung des Benut-
zungsverhéltnisses durch schriftliche Verfugung (§ 3 Abs. 2 Satz 1).

lil. Gebiihren fiir die Benutzung der Obdachlosen- und Fliichtlingsunterkiinfte
§ 12 Gebiihrenpflicht und Geblihrenschuldner

(1) Fur die Benutzung der in den Obdachlosen- und Flichtlingsunterkinften in Anspruch ge-
nommenen Rdume werden Gebihren erhoben.

(2) Gebiihrenschuldner sind diejenigen Personen, die in den Unterk{inften untergebracht
sind. Personen, die eine Unterkunft gemeinsam benutzen, sind Gesamtschuldner.

§ 13 Geblihrenmaf3stab und Gebiihrenhdhe

(1) Bemessungsgrundlage fiir die Hohe der Benutzungsgeblihr einschlieRlich der Betriebs-
kosten ist die Wohnfldche der zugewiesenen Unterkunft. Flr die Ermittilung der Wohnflache
gelten die Vorschriften der Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung.

(2) Die Benutzungsgebiihr einschlieRlich der Betriebskosten betragt je m? Wohnfliache und
Kalendermonat: 9,00 Euro.

(3) Die Stromgebiihr betragt je kWh 0,27 Euro.

(4) Bei der anteiligen Berechnung der Benutzungsgebiihr gem. Absatz 2 nach Kalendertagen
wird fur jeden Tag der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebiihr zugrunde gelegt.

§ 14 Entstehung der Gebiihrenschuld, Beginn und Ende der Gebiihrenpflicht

(1) Die Gebtihrenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Unterkunft und endet mit dem Tag der
Raumung.

(2) Die Gebuhrenschuld fiir einen Kalendermonat entsteht mit dem Beginn des Kalendermo-
nats. Beginnt die Gebuhrenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so entsteht die Gebiihren-
schuld fir den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn der Gebiihrenpflicht.

§ 15 Festsetzung und Filligkeit

(1) Die Benutzungsgebiihr wird durch Geblhrenbescheid festgesetzt. Sie wird zwei Wochen
nach Bekanntgabe des Gebuihrenbescheids zur Zahlung fallig.

(2) Beginnt oder endet die Gebiihrenpflicht im Laufe eines Kalendermonats, wird die Benut-

zungsgebuhr nach den angefangenen Kalendertagen festgesetzt. Fir die Falligkeit gilt Abs.
1 Satz 2.
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(3) Eine vorubergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht von
der Verpflichtung, die Gebuihren entsprechend Abs. 1 und 2 volistdndig zu entrichten.

IV. Schlussbestimmungen

§ 16 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 09.11.2016 in Kraft gleichzeitig tritt die Satzung iber die Benutzung
von Obdachlosen- und Flachtlingsunterkiinften vom 01.01.2012 tritt auRer Kraft.

Hinweis iiber die Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvorschriften nach § 4 Abs.
4 Gemeindeordnung

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung flr
Baden-Wiurttemberg (GemO) oder auf Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung gegentiber der Gemeinde geltend gemacht
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begriinden soll, ist zu bezeichnen.

Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften iber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Sasbéachfam Kaiserstuhl, den 09.11.2016

A
JU’rgEn Scheiding
Blrgermeister

signiert von:

Déagele, Ulrike

am: 25.06.2024

mit:
digiSeal”

by secrypt




		2024-06-25T09:08:10+0000
	Dägele, Ulrike




